
N I E D E R S C H R I F T 
über die 22. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 

der Stadt Diemelstadt am 29.08.2019 
Beginn: 19:00 Uhr 
Ende:  20:55 Uhr     Gesetzliche Mitgliederzahl: 25 
 
Anwesend: 
Bürgermeister Elmar Schröder 
Erster Stadtrat  Dieter Oderwald 
Stadtrat  Malte Gerke 
Stadträtin   Anne Mitschulat 
Stadtrat   Siegfried Patzer 
Stadtrat  Bernd Lotze 
 
SPD: CDU: 
Wolfgang Behrens  Rainer Runte    
Markus Budde Hartmut Jäkel 
Michael Bode Christian Gröticke  
Frank Budde  Markus Wetekam 
Udo Angern  Heinrich Götte   
Tatjana Volke-Behrens  Martin Varlemann 
Burkhard Grieß    
Michael Ständeke  
Rolf Römer 
  
FWG: 
Jürgen Pawelczig  
Hans Elmar Gräbe 
Bernd Bach  
Markus Hübel  
Christin Pawelczig  
Florian Boos 
Bernd Flamme 
Nicole Seibel 
Uwe Bodenhausen  
 
Ortsvorsteher: 
Ortsvorsteher Christian Schmidt, Dehausen  
Ortsvorsteherin Hiltrud Bodenhausen, Helmighausen  
Ortsvorsteher Volker Thöne, Wethen 
Ortsvorsteher Hermann Groß, Hesperinghausen  
Ortsvorsteher Willy Becker, Neudorf 
 
Als Schriftführer: 
Fachdienstleiterin 1.2 Daniela Scholz  
 
Entschuldigt fehlten: 
Stadtverordneter Oliver Klaus (CDU)  
Ortsvorsteher Hartmut Mielke, Ammenhausen 
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Zur 22. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Diemelstadt war mit 
Schreiben vom 13.08.2019 eingeladen worden.  
 
Stadtverordnetenvorsteher Wolfgang Behrens begrüßt im Mehrzweckraum der Stadt-
halle in Diemelstadt-Rhoden die Damen und Herren Stadtverordnete, den Bürgermeis-
ter, die Mitglieder des Magistrates, die anwesenden Ortsvorsteher/in, die Mitarbeiter 
der Verwaltung, den Planer Steffen Butterweck vom Planungsbüro Bioline, Lichtenfels-
Dalwigksthal, Herrn Haß von der WLZ sowie die sehr zahlreichen Zuhörer.  
 
Die Niederschrift über die 21. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung wurde den 
Stadtverordneten übersandt. Sie hat öffentlich ausgelegen. 
 
Einwendungen gegen die Niederschrift sowie gegen Form und Inhalt der Einladung 
werden nicht erhoben. Die Beschlussfähigkeit der Versammlung wird festgestellt.  
 
Der Stadtverordnetenvorsteher stellt die Richtigkeit der Niederschrift der Stadtverord-
netenversammlung fest. 
 
 
Punkt 1: Mitteilungen des Stadtverordnetenvorstehers 

 
Stadtverordnetenvorsteher Wolfgang Behrens informiert die Stadtverord-
netenversammlung über anstehende Veranstaltungen: 
 
31.08 - 01.09.2019 125-jähriges Vereinsjubiläum TuS Wrexen 1894 e. V.  
 
01.09.2019 70 Jahre Aufsiedlung Laubach 
 
06.-08.09.2019 430. Rhoder Kram- und Viehmarkt  
 
Das jeweilige Programm ist dem Aushang bzw. der Presse zu entneh-
men.  
 
 

Punkt 2: Mitteilungen des Magistrates 
   
 

2.1 Anschaffung von neuen Büromöbeln 
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass die benötigten Büromöbel 
für den Fachdienst 1.2 (Scholz/Schmidt) und Fachdienst 1.3 (Bracht) bei 
der Firma Büromöbel GmbH & Co. KG, Bad Emstal, in Höhe von insge-
samt 4.585,07 EUR bezogen wurden.  

  
 

2.2 Ausbau der L 3082 Diemelstadt Neudorf/Helmighausen 
 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass MdL Armin Schwarz das 
Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen am 
07.06.2019 angeschrieben und an den Ausbau der L 3198 Diemelstadt-
Neudorf/Helmighausen erinnert habe, um diese in die sog. Sanierungs-
offensive mit aufzunehmen.  
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2.3  Städtebaulicher Denkmalschutz Diemelstadt-Rhoden 

hier: Stadtkeller; Erneuerung Blitzschutzanlage 
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass der Firma Mauermann, 
Paderborn, der Auftrag für die Erneuerung der Blitzschutzanlage des 
Stadtkellers in Diemelstadt-Rhoden zum Brutto-Angebotspreis in Höhe 
von 3.912,80 EUR erteilt wurde. 
 

  
 

2.4  Erneuerung Dacheindeckung Stadtkeller Rhoden im Rahmen       
des städtebaulichen Denkmalschutzes 
hier: Auftragsvergabe der Dachdecker- und Klempnerarbei-

ten 
 

Bürgermeister Elmar Schröder teilt der Stadtverordnetenversammlung 
mit, dass der Auftrag für die Erneuerung der Dacheindeckung des Stadt-
kellers Rhoden an die Firma Nitzbon, Warburg, zum Brutto-Angebots-
preis in Höhe von 53.515,35 EUR erteilt wurde. 
 

 
 

2.5  Entwässerungsarbeiten (teilweise Grabenverrohrung, 
Errichtung eines Abschlags zur Diemel, Einbau einer 
Überlaufschwelle) am vorhandenen Flutgraben (Abschlags-
graben) vom Mühlengraben zur Diemel in der Gemarkung 
Wrexen 
hier: Auftragsvergabe der erforderlichen Ing.-Leistungen 

 
Bürgermeister Elmar Schröder informiert, dass dem Ing.-Büro Opper-
mann, Vellmar, der Auftrag für die erforderlichen Ing.-Leistungen für Ent-
wässerungsarbeiten am vorhandenen Flutgraben (Abschlagsgraben) 
vom Mühlgraben zur Diemel in der Gemarkung Wrexen zur Brutto-Ange-
botssumme in Höhe von 8.211,12 EUR erteilt wurde. 
 
 
 
2.6 Kindertagesstätte „Wrexer Märchenhaus“; Sanierung Grup-

penraum 
hier: Brandschutzgerechte Ausführung von Wänden 

 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass in der Kita „Wrexer Mär-
chenhaus“ die Wände zur Turnhalle nach brandschutztechnischen Vor-
gaben zu sanieren sind und der Firma Franke, Bad Arolsen, der Auftrag 
für die Wandarbeiten in Höhe von 3.611,65 EUR erteilt wurde. 
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2.7  Jahresabschluss 2018 des Zweckverbandes Energie Wal-

deck-Frankenberg  
hier: Gewinnanteil aus der städtischen Einlage von 

500.000 EUR 
 
Bürgermeister Elmar Schröder informiert, dass der Zweckverband Ener-
gie Waldeck-Frankenberg in seiner Sitzung vom 25.06.2019 ein an die 
Verbandsmitglieder per 28.06.2019 auszuzahlenden Betrag von 
2.725.319,96 EUR festgestellt hat, was für die Stadt Diemelstadt zu einer 
Auszahlung von 25.295,49 EUR führt. Dieser Betrag entspricht einer tat-
sächlichen Rendite von 5,06 %.  
 
 
 
 
2.8  Planungskosten von 15.000 EUR für den SWIM-Antrag des 

Steinbergbades Wrexen im Haushaltsplan 2020 
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass der Aufnahme des ent-
sprechenden Haushaltsansatzes in Höhe von 15.000 EUR in den Haus-
haltsentwurf 2020 für die Planungskosten im Rahmen des SWIM-Antra-
ges für das Steinbergbad Wrexen einstimmig zugestimmt wurde. 
 
 
 
 
 
2.9  Aufnahme eines Darlehens bei der Waldeckischen Domanial-

verwaltung, Bad Arolsen 
 
Bürgermeister Elmar Schröder informiert, dass mit Schuldurkunde vom 
04.07.2019 bei der Waldeckischen Domanialverwaltung für das Haus-
haltsjahr 2019 ein Darlehen in Höhe von 200.000,00 EUR aufgenommen 
wurde. Das Darlehen wird jährlich mit 0,40 % verzinst und ist in zehn 
gleichen Jahresraten, beginnend am 30. September 2020, zu tilgen. 

 
 
 

 
2.10  Mehrzweckhalle/Haus des Gastes Diemelstadt-Wrexen 

hier: Mängelbeseitigung an der vorhandenen Blitzschutzan-
lage 2.BA 

 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass der Auftrag für die restlichen 
Blitzschutzarbeiten an der Mehrzweckhalle/Haus des Gastes in Diemel-
stadt-Wrexen an die Firma Mauermann, Paderborn, zur Brutto-Ange-
botssumme in Höhe von 6.705,55 EUR erteilt wurde. Die Kosten wurden 
nach dem festgelegten Verteilerschlüssel (Landkreis Waldeck-Franken-
berg 62,5% entspricht 4.190,97 EUR, Stadt Diemelstadt 37,5 % ent-
spricht 2.514,58 EUR) aufgeteilt. 
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2.11  Hydraulische Überprüfung der Durchflussmengenmessein-

richtungen an Regenüberlaufbecken (RÜB) und Regenrück-
haltebecken (RRB) gem. EKVO; 
hier: Auftragsvergabe für Erstüberprüfungen 

 
Bürgermeister Elmar Schröder informiert über die Beauftragung der 
Erstüberprüfung der Durchflussmengenmesseinrichtung an den Regen-
überlaufbecken Ammenhausen, Dehausen und Orpethal sowie an den 
Regenrückhaltebecken „Beim niederen Teiche“ und „Kupferkuhle“ der 
Firma W.A.S., Braunschweig, zum Bruttoangebotspreis in Höhe von 
4.165,00 EUR. 
 
 
 
 
2.12 Erschließung Neubaugebiet Rinscherberg im Stadtteil Wre-

xen, 2. BA, Akazienweg 
hier: Auftragsvergabe für Kanal-, Wasserleitungs- und 

Oberflächenarbeiten (Vorstufenausbau)  
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass der Auftrag für die  
Kanal-, Wasserleitungs- und Oberflächenarbeiten (Vorstufenausbau) für 
die Erschließung des Neubaugebietes Rinscherberg, 2. BA, Akazienweg 
im Stadtteil Wrexen an die preisgünstigste Bieterin, die Firma Bracht, Di-
emelstadt, zum Bruttoangebotspreis in Höhe von 165.542,04 EUR (ein-
schl. 2 % Nachlass) erteilt wurde.  

 
 
 

2.13  TuS Wrexen e. V.  
hier: Antrag auf Zuschuss für die Anschaffung von zwei 

Mährobotern nebst Garagen und einer Kleinbereg-
nungsmaschine für den Sportplatz in Wrexen 

 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass dem TuS Wrexen 1894 e. V. 
ein Zuschuss für die Anschaffung zweier Mähroboter zur Rasenpflege 
und einer Kleinberegnungsmaschine zur Bewässerung des Sportplatzes 
in Diemelstadt-Wrexen in Höhe von insgesamt 3.000,00 EUR gewährt 
wurde. Der Zuschuss wird nach Vorlage der entsprechenden Rechnun-
gen als Nachweis an den TuS Wrexen 1894 e. V. ausgezahlt. Der TuS 
Wrexen 1894 e. V. wird entsprechend informiert, dass zukünftig anfal-
lende Unterhaltungskosten, anfallende Reparaturarbeiten und Versiche-
rungsbeiträge selbst getragen werden. 
 

 
2.14  Kindergarten Rhoden 

hier: Emporenabsicherung 
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass der Firma Zwei in Holz, 
Diemelstadt, der Auftrag für die Emporenabsicherung in den vier 
Gruppen des Kindergartens Rhoden in Höhe von 5.712,00 EUR (brutto) 
erteilt wurde. 
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2.15  Kindertagesstätte „Wrexer Märchenhaus“; Sanierung Grup-

penraum „Dornröschen“ 
hier: Sonnenschutz (Lamellenvorhang) 

 
Bürgermeister Elmar Schröder informiert, dass der Firma Franke, Bad 
Arolsen, der Auftrag zur Lieferung und Montage eines Sonnenschutzes 
(Lamellenvorhang) in Höhe von 1.494,64 EUR erteilt wurde. 
 
Den weiteren überplanmäßigen Auszahlungen in Höhe von insgesamt 
2.000,00 EUR gemäß § 100 HGO wurde einstimmig zugestimmt. 
 

 
 
2.16 Verkehrsgerechter Ausbau der Landstraße in der OD Diemel-

stadt- Rhoden Kanalisations- und Wasserleitungsarbeiten 
einschl. Oberflächenherstellung, 1. BA 
hier: Auftragsvergabe 

 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass bei einer Enthaltung der 
Auftrag für die Kanal- und Wasserleitungsarbeiten in der Landstraße in 
Diemelstadt Rhoden an die preisgünstigste Bieterin, die Firma Pieper, 
Korbach, zum Brutto-Angebotspreis in Höhe von 757.744,59 EUR (ein-
schließlich 3% Nachlass) erteilt wurde. 
 
Die zur Gesamtfinanzierung hochgerechneten noch fehlenden Haus-
haltsmittel für die Bau- und Baunebenkosten in Höhe von rund 
231.000,00 EUR sind aus vorhandenen und in diesem Jahr nicht benö-
tigten Haushaltsmitteln aus der gegenseitig deckungsfähigen Kosten-
stelle „Straßen, Wege Brücken“ (Straßenbaumittel der Landstraße) vor-
zufinanzieren und ggf. im Haushalt 2020 zusätzlich bereitzustellen. 
 
 
 
 
2.17 Sportplatz Diemelstadt-Wrexen; Lieferung und Einbau einer 

Druckerhöhungsanlage für die Beregnung des Sportgeländes
 hier: Auftragsvergabe 

 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass der Auftrag für die Lieferung 
und den Einbau einer Druckerhöhungsanlage für die Beregnung des 
Sportplatzes in Diemelstadt-Wrexen an die Firma Starost, Diemelstadt, 
zum Brutto-Angebotspreis in Höhe von 4.464,54 EUR (brutto) erteilt 
wurde. 
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2.18 Teilregionalplan, 3. Offenlage  
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass trotz des laufenden Klage-
verfahrens die 3. Offenlage erfolgt ist. Der beauftragte Jurist Dr. Deutsch, 
Bonn, wurde gebeten, eine Stellungnahme zu verfassen. 
 
 
2.19 Windpark NORDWALDECK 
 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass mit Stand von 2014 20 
Windenergieanlagen geplant waren. Mit Stand von 2018 waren es dann 
nur noch elf Windenergieanlagen. Mit Planungsstand 2019 sind nur noch 
fünf Windenergieanlagen geplant, welche allerdings nicht mehr in unmit-
telbarer Nähe zu Diemelstadt liegen und somit von Seiten der Stadt Die-
melstadt keine Stellungnahme erfolgen wird.  
 
Der Bürgermeister weist daraufhin, dass, sofern eine Fraktion eine Stel-
lungnahme für erforderlich hält, sie dieses der Verwaltung mitteilen soll.  
 
 
2.20 Sicherheitskonzept Drachenfest 2019 
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass für das Drachenfest 2019 
ein Sicherheitskonzept, welches es jetzt erstmalig gab, mit allen Beteilig-
ten erarbeitet wurde. Das Sicherheitskonzept wurde durch eine Len-
kungsgruppe, welche aus den Arbeitsgruppen „Sicherheit und Ordnung, 
Rettungsdienst“, „Gewerbe, Bauen und Umwelt“ sowie „Verkehr“ bestan-
den hat, erstellt. Der Bürgermeister ergänzt, dass das Sicherheitskon-
zept die Verwaltung einige Wochen beschäftigt hat und er froh ist, dass 
das Drachenfest mit 6000 Teilnehmern nun sicherheitstechnisch grund-
legend und umfassend neu geregelt wurde.  
 
 
2.21  Breitbandversorgung in Diemelstadt; Infoveranstaltungen 

der Netcom  
 
Bürgermeister Elmar Schröder informiert, dass zwei Informationsveran-
staltungen für die Bürgerinnen und Bürger von der Netcom am 17.10. 
und 22.10.2019 jeweils um 19:00 Uhr in der Stadthalle Rhoden stattfin-
den werden. Die Bürgerinnen und Bürger werden zeitnah und mehrfach 
über die Termine informiert.  
 
 
2.22  Kreisjugendfeuerwehrzeltlager in Diemelstadt-Rhoden 
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass das Kreisjugendfeuer-
wehrzeltlager, welches vom 16.-18.08.2019 in Diemelstadt-Rhoden statt-
gefunden hat, eine ordnungsgemäße, erfolgreiche und schöne Veran-
staltung gewesen ist.  
 
Er spricht allen ehrenamtlichen Helfern der Feuerwehr, der örtlichen Ver-
eine und allen anderen Beteiligten großes Lob aus und dankt für die Un-
terstützung.  
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2.23  430. Rhoder Kram- und Viehmarkt 2019 
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass die Vorbereitungen des 
Viehmarktes bereits laufen. Die Viehmarktskommission und die Stadt-
verwaltung haben wieder ein attraktives Programm ausgearbeitet. Der 
Viehmarkt findet dieses Jahr vom 06.-08.09.2019 statt.  

 
 
2.24  Gründung der Kommunalwald GmbH  
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass am 22.09.2019 die Kom-
munalwald GmbH im Kreishaus Korbach gegründet wurde. Die Kommu-
nalwald GmbH wird im Schloss Rhoden ansässig sein. Ein umfangrei-
cher Bericht der Neugründung ist durch die Presse bereits erfolgt.  
 
 
2.25 Geoportal Nordhessen  
 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt mit, dass das Geoportal Nordhessen 
für die Landkreise Schwalm-Eder, Hersfeld-Rotenburg und Waldeck-
Frankenberg freigeschaltet wurde. Es handelt sich um eine Online-Platt-
form, die für jeden zugänglich ist. Es können unter https://www.geopor-
talnordhessen.de Bebauungspläne, Rad- und Wanderwege, Sehenswür-
digkeiten, Schulstandorte u. v. m. eingesehen werden.  
 
 
2.26  Netzwerktreffen „Soziale Orte“  
 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet, dass das 4. Projektpartner-Tref-
fen des Projektes „Soziale Orte“, an dem die Stadt Diemelstadt beteiligt 
ist, letztes Wochenende in Schwarzatal im Landkreis Saalfeld (Thürin-
gen) stattgefunden und er daran teilgenommen hat.  
 
 
2.27 Projekte aus der Zukunftswerkstatt 3.0 
 
Bürgermeister Elmar Schröder stellt der Stadtverordnetenversammlung 
die selektierten Ergebnisse, die sich im Rahmen der Dorfmoderationen 
ergeben haben, vor und gibt einen kurzen Sachstand.  
 
Projekte aus der Zukunftswerkstatt 3.0:  
 

1. Radwegekonzept & Grenztrail  
2. Jugendräume, Mädchenbus und Jugendarbeit 
3. Abenteuerspielplatz in Rhoden  
4. Freizeitanlage Steinbergbad in Wrexen 
5. Breitbandausbau und Zielnetzplanung  
6. Zukunftsorientiertes Wohnraumkonzept & Dorfentwicklung  
7. Bürgerbus  
8. Diemelstadt-App (Crossiety) 
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Zusammenfassend teilt Bürgermeister Elmar Schröder mit, dass an allen 
Projekten aktiv gearbeitet wird und einige bereits erfolgreich eingeführt 
wurden und nennt beispielsweise den Bürgerbus und die Diemelstadt-
App. Umfassende Erläuterungen dazu werde er in der Haushaltsrede ge-
ben. 
 
 

 
2.28  Portal für städtische Gremien:  
 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt der Stadtverordnetenversammlung 
mit, dass in der Diemelstadt-App (Crossiety) eine informelle Gruppe für 
die politischen Gremien eingerichtet wurde. Dort werden die Sitzungsein-
ladungen, Sitzungsunterlagen, Protokolle sowie weitere Informationen 
eingestellt. Es handelt sich dabei um eine geschlossene Gruppe.  

 
 
 
 

2.29  Bautenstandsbericht 
 

Bürgermeister Elmar Schröder gibt der Stadtverordnetenversammlung 
den Bautenstandsbericht zur Kenntnis.  

 
  

  

Verkehrsgerechter Aus-
bau der Landstraße im 
Stadtteil Rhoden 
Kanal-, Wasserleitungs- und 
Straßenbauarbeiten, Freiflä-
chen- und Platzgestaltungen 

 
 
 
 
Der Auftrag für die Kanal- und 
Wasserleitungsarbeiten 1. BA wurde an 
die Firma Pieper, Korbach, erteilt. 
Der Baubeginn soll in der 37. KW 2019 
(09. – 13.09.19) erfolgen. 
 
Das Ing.-Büro Oppermann, Vellmar, 
führt zurzeit die Ausführungsplanung 
des 2. BA durch. 
 
Die Zusammenstellung der Aus-
schreibungsunterlagen sowie die 
Ausschreibung sollen im 4. Quartal 
2019 erfolgen. 
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Neubaugebiet Wrexen, 
„Rinscherberg“ 
Erschließung Kanal-, Wasser-
leitungs- und Straßenbauar-
beiten (Vorstufenausbau) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sanierung Rathaus  
Rhoden 
Kunststoff-Fensterarbeiten 
 
 
 
 
 
 
 
Feuerwehrgerätehaus 
Wethen 
Außenputzarbeiten 
 
 
 
 
 
 
Sanierung Stadtkeller 
Dachdecker-, Blitzschutzar-
beiten 

 
 
 
 
Der Auftrag für die Bauarbeiten wurde 
an die Firma Bracht, Diemelstadt, 
erteilt. 
Mit den Arbeiten soll nach Abstimmung 
mit der Firma Bracht Ende September 
begonnen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Firma Hewe Fensterbau, 
Diemelstadt, hat die Arbeiten Ende Juni 
fertiggestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Firma Dinger, Diemelstadt, hat die 
Arbeiten bis auf kleine Restarbeiten 
(Wiederherstellung der Gebäude-
anpflasterung) fertiggestellt. 
 
 
 
 
 
Die Aufträge für die einzelnen Gewerke 
wurden wie folgt vergeben: 

- Dachdeckerarbeiten 
Firma Nitzbon, Warburg 

- Blitzschutzarbeiten 
Firma Mauermann, Paderborn 
 

Nach Abstimmung mit den Firmen 
sollen die Arbeiten Ende September/ 
Anfang Oktober 2019 durchgeführt 
werden. 
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Kindergarten Wrexen  
 
Sanierungsarbeiten im Grup-
penraum 1 (Sterntaler 
Gruppe) 
Gipskarton- und Malerarbei-
ten 
 
 
 
 
Bodenbelagsarbeiten 
 
 
 
 
Deckensanierungsarbeiten 
im Gruppenraum IV 
(Dornröschengruppe) 
 
 
 
 
 
 
 
Feuerwehrgeräteraum 
Neudorf 
Abtrennung Umkleidebereich 
 
 
 
 
 
Grünpflege- und He-
ckenschnitt- 
arbeiten im gesamten 
Stadtgebiet 

 
 
 
 
 
 
Die Submission war am 23.08.2019, 
11:00 Uhr. Die Arbeiten wurden verge-
ben.  
 
 
 
 
Zurzeit werden die Ausschreibungs-
unterlagen zusammengestellt. 
 
 
 
 
Die Arbeiten wurden bis auf die 
Erneuerung der inneren Fenster-
Lamellenvorhänge fertiggestellt. 
Der Gruppenraum wurde wieder in 
Betrieb genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mit den Arbeiten wurde begonnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurzeit werden die Arbeiten vom 
Bauhof und der Lebenshilfe Korbach 
durchgeführt. 
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Punkt 3: 15. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Die-

melstadt 
 hier: a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 BauGB 

b) Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öf-
fentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und zur Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange gem. § 4 (1) BauGB, deren Aufga-
benbereich durch die Planung berührt werden 
kann sowie zur Abstimmung mit den Nachbarge-
meinden gem. § 2 (2) BauG 

 
Stadtverordnetenvorsteher Wolfgang Behrens teilt der Versammlung mit, 
dass Planer Steffen Butterweck vom Planungsbüro Bioline, Lichtenfels-
Dalwigksthal, bereits bei den Erläuterungen zu diesem Tagesordnungs-
punkt intensiver auch zu Tagesordnungspunkt 5 ausführen wird.  
 
Steffen Butterweck teilt der Versammlung umfangreich und detailliert mit, 
dass die Firma Smurfit Kappa Wrexen Paper & Board ihren Betrieb er-
weitern und optimieren möchte, um den aktuellen Markterfordernissen 
Rechnung tragen zu können. Dazu sollen im Zentrum des Betriebsgelän-
des Lagerflächen erweitert werden. Diesem Vorhaben stehen im Flä-
chennutzungsplan dargestellte Grünlandflächen entgegen, die umgewid-
met werden sollen (TOP 3). Des Weiteren stehen dem Vorhaben im 
rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Kompensationsmaß-
nahmen entgegen, die nunmehr verlagert werden sollen (TOP 5). Für die 
Erreichbarkeit der zusätzlichen Lagerflächen ist eine Verlagerung der Zu-
wegung bzw. eine Anbindung an die vorhandene, nördlich verlaufende 
Zuwegung auf dem Damm erforderlich. Um die innerbetrieblichen Ver-
kehrsabläufe zu optimieren, ist eine Teil-Überbauung des Bachlaufes 
„Orpe Mühlengraben“ südlich der Lagerfläche im Bereich „Unter der Miß-
gunst“ erforderlich. 
 
Zur Sicherung der Gesamterschließung ist eine Anbindung an die vor-
handene Landesstraße 3438 „Orpethaler Straße“ notwendig, weshalb 
der Kreuzungsbereich neugestaltet werden soll. Die Anbindung an die 
vorhandene Industriefläche soll über eine Teil-Überbauung des Bachlau-
fes erfolgen. Diesem Vorhaben stehen im Flächennutzungsplan darge-
stellte Grünlandflächen entgegen, die ebenfalls umgewidmet werden sol-
len (TOP 3). Des Weiteren stehen diesem Vorhaben im rechtskräftigen 
Bebauungsplan festgesetzte Kompensationsmaßnahmen entgegen, die 
ebenfalls verlagert werden sollen (TOP5). Zugleich soll eine Freihalteflä-
che zur Anordnung eines übergeordneten Radverkehrsweges in die Pla-
nung integriert werden. 
 
Um die verkehrliche Situation im Bereich der Zulieferung zu entlasten 
und in Teilen neu zu ordnen, sollen die Stellplätze der Angestellten auf 
die gegenüberliegende Straßenseite verlagert werden. Vor diesem Hin-
tergrund soll sowohl die Anbindung der Radverkehre als auch der fuß-
läufigen Verkehre neu geregelt und angepasst werden.  
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Ausschussvorsitzender Rainer Runte teilt mit, dass der Haupt- und Fi-
nanzausschuss einstimmig empfiehlt, der Beschlussempfehlung zu fol-
gen.  
 
CDU-Fraktionsvorsitzender Rainer Runte berichtet, dass die CDU-Frak-
tion eine Entwicklung der Firmen begrüßt und auch, dass der Diemelrad-
weg Berücksichtigung findet, ist sehr wichtig. 
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Er gibt jedoch zu bedenken, dass die Parkfläche im Bereich „Schwei-
negrund“ aufgrund von vorhandenem Gewässer, nur eingeschränkt nutz-
bar sei. Abschließend teilt er mit, dass die CDU-Fraktion beiden Be-
schlussvorschlägen ihre Zustimmung erteilt.  
 
Es ergeben sich keine weiteren Wortbeiträge.  
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst sodann einstimmig nach-
folgenden Beschluss:  
 
a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 BauGB 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Diemelstadt be-
schließt die Aufstellung der 15. Änderung des Flächennutzungs-
planes gem. § 2 (1) BauGB. Der anliegende Plan mit gekenn-
zeichnetem Geltungsbereich wird Bestandteil des Beschlusses. 
 

b) Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 (1) BauGB und zur Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB, deren Aufgaben-
bereich durch die Planung berührt werden kann sowie zur Ab-
stimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB 
 

Die Durchführung des Verfahrens der beabsichtigten o. g. Flä-
chennutzungsplanänderung ist gemäß den Bestimmungen des 
Baugesetzbuches durchzuführen. Der betroffenen Öffentlichkeit 
und den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange ist Gelegenheit zur Stellungnahme binnen angemesse-
ner Frist zu geben (Verfahren gem. § 3 (1) und 4 (1) BauGB). Die 
Planung ist gem. § 2 (2) BauGB mit den Nachbargemeinden ab-
zustimmen.  
 
Gem. § 2 (4) BauGB ist eine Umweltprüfung durchzuführen und 
in einem Umweltbericht gem. § 2 a BauGB zusammenzufassen. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung ist aufgrund der Abweichun-
gen zu der parallelverlaufenden 3. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 18 „GI Gebiet Wrexen“ erforderlich. Um die Änderungen 
des Flächennutzungsplanes herbeizuführen, sind zur Beschleu-
nigung des Bauleitplanverfahrens die Verfahrensschritte nach § 
3 (1) und § 4 (1) BauGB sowie § 3 (2) und § 4 (2) BauGB gem. § 4a 
(2) BauGB parallel durchzuführen. 

 
Bei der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen möglicherweise nicht be-
rücksichtigt werden (Präklusion nach § 4 a (6) BauGB). Ein An-
trag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, 
wenn mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die 
vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können. 
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Punkt 4:  2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18 „GI Gebiet Wre-

xen“ 
 hier: a) Beschluss über die eingegangenen Anregungen 

und Bedenken gem. § 2 (2), § 3 (2) und § 4 (2) 
BauGB in Verbindung mit §13 a BauGB (Be-
schleunigtes Verfahren) 

b)    Beschluss gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 
 

Bürgermeister Elmar Schröder erhält das Wort und teilt der Versamm-
lung mit, dass im Haupt- und Finanzausschuss Planer Detlef Schmidt 
vom Büro für Freiraum und Landschaftsplanung, Grebenstein, den Ta-
gesordnungspunkt erläutert habe und er in der heutigen Stadtverordne-
tenversammlung hierzu die notwendigen Informationen gibt.  
 
Er teilt mit, dass die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Diemelstadt in ihrer Sitzung am 14.07.2016 die Aufstellung zur 2. 
Änderung des B-Planes Nr. 18 „Wrexen“ gefasst hat. Als Verfahren sollte 
das Beschleunigte Verfahren gem. § 13 a BauGB durchgeführt werden. 

 
Der Entwurf in der Fassung vom 14.02.2019 wurde vom 15.04. bis 
14.05.2019 gem. § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegt. Den Nachbarkom-
munen und den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
wurde dieser Entwurf mit Schreiben vom 02.04.2019 zugeschickt. Zu-
sätzlich wurden sie zur Äußerung im Hinblick auf Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung (sog. Scoping) aufgefordert (§ 2 (2) 
BauGB und § 4 (2) BauGB). Da diese Beteiligungsrunde in Verbindung 
mit § 13 a BauGB durchgeführt wurde, lag dem Entwurf kein Umweltbe-
richt bei. 
 
Im Abwägungsprotokoll, welches den Ausschussmitgliedern mit der Sit-
zungseinladung zugegangen ist, wurden die vorgetragenen Anregungen 
zusammengefasst.  
 
Aufgrund der vorliegenden Stellungnahmen musste der Entwurf überar-
beitet werden. Zusätzlich wurde dem Entwurf ein Umweltbericht beige-
fügt.  
 
Da die Änderungen und Ergänzungen so umfangreich sind, kann, wie es 
im Verfahren gem. § 13 a BauGB vorgesehen wäre, jetzt kein Satzungs-
beschluss gefasst werden. Für den Entwurf in der jetzt vorliegenden Fas-
sung muss das Verfahren gem. § 2 (2) BauGB, § 3 (2) BauGB und § 4 
(2) BauGB (nicht in Verbindung mit § 13 a BauGB) durchgeführt werden.  
 
Ausschussvorsitzender Rainer Runte teilt der Stadtverordnetenver-
sammlung mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss einstimmig emp-
fiehlt lt. Beschlussvorschlag zu beschließen.  
 
 
Es ergeben sich keine weiteren Wortbeiträge.  
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Die Stadtverordnetenversammlung fasst sodann einstimmig nach-
folgenden Beschluss:  
 
a) Die im beiliegenden Abwägungsprotokoll vorgetragenen 

Beschlussempfehlungen werden beschlossen. 
 

b) Beschluss gem. § 3 (2) und 4 (2) BauGB 
 

Die Verwaltung wird beauftragt, den Planentwurf in der Fassung 
vom 24.07.2019 mit Entwurf der Begründung einschl. 
Umweltbericht als Bestandteil der Begründung gem. § 3 (2) 
BauGB für die Dauer eines Monats, mindestens jedoch für die 
Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes für die Dauer einer angemessenen längeren Frist 
öffentlich auszulegen und die betroffenen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (2) BauGB zur Stellungnahme aufzufordern. 
Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ist 
ein Auszug aus dem Abwägungsprotokoll beizufügen. 
 
Gem. § 4 a (4) BauGB sind die Unterlagen zusätzlich in das 
Internet einzustellen. 
 
Die nach Einschätzung der Verwaltung vorliegenden 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind mit dem 
Planentwurf zur Einsichtnahme auszulegen. 
 
Bei der Offenlegungsbekanntmachung ist dazu anzugeben, wel-
che Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind und 
darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist abgegeben werden können und dass nicht fristge-
recht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 
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Punkt 5: 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18 „GI Gebiet-Wre-

xen“ 
hier:  a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 BauGB 

b) Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und zur 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann sowie zur Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB 

 
 

Stadtverordnetenvorsteher Wolfgang Behrens bezieht sich auf die zu-
sammengefassten Erläuterungen zu Tagesordnungspunkt 3 und 5 und 
fragt nach den Beratungen des Haupt- und Finanzausschusses.  
 
 
Ausschussvorsitzender Rainer Runte teilt der Versammlung mit, dass 
der Haupt- und Finanzausschuss einstimmig empfiehlt lt. Beschlussvor-
schlag zu beschließen.  
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Ohne weitere Aussprache fasst die Stadtverordnetenversammlung 
einstimmig nachfolgenden Beschluss:  
 
a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 BauGB 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Diemelstadt 
beschließt die Aufstellung der 3. Änderung des B-Planes Nr. 18 
„GI Gebiet Wrexen“ gem. § 2 (1) BauGB. Der anliegende Plan mit 
gekennzeichnetem Geltungsbereich wird Bestandteil des 
Beschlusses. 

 
b) Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 

3 (1) BauGB und zur Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann sowie 
zur Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB 

 
Die Durchführung des Verfahrens der beabsichtigten Änderung 
des o.g. Bebauungsplanes ist gemäß den Bestimmungen des 
Baugesetzbuches durchzuführen. Der betroffenen 
Öffentlichkeit und den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
binnen angemessener Frist zu geben (Verfahren gem. § 3 (1) und 
4 (1) BauGB). Die Planung ist gem. § 2 (2) BauGB mit den 
Nachbargemeinden abzustimmen.  
 
Eine Umweltprüfung ist gem. § 2 (4) BauGB durchzuführen und 
in einem Umweltbericht gem. § 2 a BauGB zusammenzufassen. 
 
Bebauungspläne sind gem. § 8 (2) BauGB aus dem 
Flächennutzungsplan zu entwickeln, weshalb eine Anpassung 
des Flächennutzungsplanes erforderlich ist. Zur 
Beschleunigung des Bauleitplanverfahrens sind die 
Verfahrensschritte nach § 3 (1) und § 4 (1) BauGB sowie § 3 (2) 
und § 4 (2) BauGB im Parallelverfahren gem. § 4a (2) BauGB 
durchzuführen. 

 
Bei der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen möglicherweise nicht 
berücksichtigt werden (Präklusion nach § 4 a (6) BauGB). Ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist 
unzulässig, wenn mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht 
oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können. 
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Punkt 6: 13. Änderung des Flächennutzungsplans „Gewerbepark  

Steinmühle“ 
hier: Einwendung des Herrn Walter Bracht, Diemelstadt-

Rhoden 
 

Bürgermeister Elmar Schröder berichtet der Stadtverordnetenversamm-
lung, dass die Beschlussfassung über die 13. Änderung des Flächennut-
zungsplans „Gewerbepark Steinmühle“ bereits am 13. Juni 2019 in der 
Stadtverordnetenversammlung gemäß eines mit der SVG Hessen abge-
stimmten Zeitplans erfolgen sollte. Der Aufstellungsbeschluss wurde be-
reits am 27.09.2012 gefasst. 
 
Den Ablauf und den zeitlichen Projektplan hatte des Büro für Freiraum- 
und Landschaftsplanung, Detlef Schmidt, Grebenstein, am 23.04.2019 
an Herrn Höhler von der SVG Hessen geschickt. 
 
 

 
 
Am 29.04.2019 erreichte die Einwendung des Herrn Walter Bracht, Die-
melstadt-Rhoden, die Stadt Diemelstadt, in der es um kulturhistorische 
Funde im Bereich der Steinmühle geht. Dazu gehört eine Karte, auf der 
die Fundorte eingetragen wurden.  
 
Aufgrund der Einwendung mussten die geplanten Tagesordnungspunkt 
zum Flächennutzungsplan im Juni 2019 und zum BPLan im August 2019 
von der Tagesordnung genommen werden und der Projektzeitplan auf 
unbestimmte Zeit angehalten werden. 
 
Walter Bracht befindet sich als Zuhörer im Sitzungsraum. 
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Karte der Fundorte (tlw. aus dem Jahr 1967) 



 21

 
 
 

Stellungnahme Walter Bracht 
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Bürgermeister Elmar Schröder macht deutlich, dass das Landesamt für 
Denkmalpflege Hessen, Archäologie und Paläontologische Denkmal-
pflege in der Vergangenheit mehrfach wie folgt beteiligt wurde:  
 

 13. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Schreiben vom 05.09.2013 zur frühzeitigen Beteiligung  
gem. § 4 (1) BauGB:  
 
Keine Rückmeldung bzw. keine Teilnahme am Scoping-Ter-
min in der Rhoder Stadthalle, zu dem 30 Fachbehörden ge-
laden wurden.  
 
 

 Bebauungsplan Nr. 37 „Gewerbepark Steinmühle“: 
Schreiben vom 05.09.2013 zur frühzeitigen Beteiligung gem. 
§ 4 (1) BauGB:  
 
Keine Rückmeldung bzw. Teilnahme am Scoping-Termin in 
der Rhoder Stadthalle, zu dem 30 Fachbehörden geladen 
wurden.  
 
 
Der ursprüngliche Plan im Jahr 2013 sah noch eine Anbindung 
an die Wrexer Straße vor und einen Stichweg.  
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 Schreiben vom 05.09.2017 zur Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB: 

Keine Rückmeldung 
 

Bei dem neuen Plan wurde die Straßenachse in das Gebiet ver-
lagert und sollte auf den westlich im Gebiet geplanten Autohof 
(Sondergebiet) zulaufen. Außerdem sollte das Gebiet um die 
„Steinmühle“ mit in die Bauleitplanung aufgenommen werden. 

                   

 
 

 
Fazit:  
 
Vom ersten Beteiligungsverfahren im Jahr 2012 bis ins Jahr 
2017 hatte sich das Landesamt für Denkmalpflege Hessen nicht 
gemeldet und eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Auch an den großen Erörterungsterminen mit allen Fachbehör-
den (Träger öffentlicher Belange) hat das Landesamt für Denk-
malpflege Hessen nicht teilgenommen, obschon die Flächen 
südlich der Autobahn zwischen der Spedition Varlemann und 
Alt-Rhoden wegen der Nähe zu Alt-Rhoden und möglicher Sied-
lungsstrukturen nicht als Gewerbegebiet verplant werden dür-
fen.   
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 Im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 a (3) BauGB wurden nur  

noch die betroffenen TÖB beteiligt (Schreiben vom 16.04.2019), 
da hier nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen eine Stel-
lungnahme abgegeben werden konnte. Anlass dieses ergänzen-
den Verfahrensschrittes war der Tausch der Gewerbefläche mit 
dem Sondergebiet (Autohof). 
 

 
 
In diesem Verfahrensschritt wurden nur die Arten der baulichen 
Nutzung getauscht (Gewerbe gegen Sondergebiet), weil die SVG, 
die zwischenzeitlich die Steinmühle erworben hat, den Autohof nun 
auf die östliche Seite geplant hat.  

 
Weil der Einwender, Walter Bracht, zum Zeitpunkt seiner Meldung beim 
Landesamt für Denkmalschutz nicht wusste, dass der FNP nach dem 
zweiten Beteiligungsverfahren Rechtskraft erlangt hätte, vermutete er, 
dass das Landesamt für Denkmalschutz gar nicht beteiligt worden ist.  
 
Daher verfasste er ohne Rücksprache mit dem Bürgermeister, der Ver-
waltung oder den Fraktionen die Stellungnahme und verschickte sie di-
rekt zum Landesamt für Denkmalpflege Hessen, obschon er zu den Bo-
denfunden bereits seit Jahren über eine Fundkarte und die Bedeutung 
wusste.  
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Seit 2012 wurde auch regelmäßig in der WLZ über die Planungen im 
Gewerbepark Steinmühle berichtet: 
 
WLZ 21.09.12 Neuer Autohof und Kreisel  
https://www.wlz-online.de/waldeck/bad-arolsen/neuer-autohof-kreisel-5381764.html 
 
WLZ 28.09.12 Chancen an der Autobahn nutzen  
https://www.wlz-online.de/waldeck/bad-arolsen/chancen-autobahn-nutzen-5381789.html 
 
WLZ 25.01.13 Autobahn sorgt für neue Arbeitsplätze   
https://www.wlz-online.de/waldeck/bad-arolsen/autobahn-sorgt-neue-arbeitsplaetze-5382171.html 
 
WLZ 26.06.17 Diemelstadt will Gewerbegebiet Steinmühle rechtlich besser absichern  
https://www.wlz-online.de/waldeck/diemelstadt/diemelstadt-will-gewerbegebiet-steinmuehle-rechtlich-bes-
ser-absichern-8432916.html 
 
WLZ 23.09.17  Neuer Anlauf für Diemelstädter Kreisel 
https://www.wlz-online.de/waldeck/diemelstadt/neuer-anlauf-fuer-diemelstaedter-kreisel-8709007.html 
 
WLZ 18.08.18 So soll unfallträchtiger Verkehrsknoten an der Autobahn Diemelstadt sicherer werden  
https://www.wlz-online.de/waldeck/diemelstadt/so-soll-unfalltraechtiger-verkehrsknoten-an-autobahn-die-
melstadt-sicherer-werden-10132018.html 
 
WLZ 30.03.19 Millionen-Investionen im Gewerbepark Steinmühle in  Rhoden  
https://www.wlz-online.de/waldeck/diemelstadt/millionen-investionen-gewerbepark-steinmuehle-rhoden-
12003455.html 
 
 
Seine späte Einwendung und die Fundkarte gingen zur Bewertung am 
22.05.2019 vom Planungsbüro BFFL an das Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen, Außenstelle Marburg.  
 
Das Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Frau Dr. Meiborg, teilte am 
23.05.2019 dem Planungsbüro mit, dass eine Stellungnahme erst nach 
einem Termin mit Herrn Walter Bracht möglich sei, der sich allerdings zu 
diesem Zeitpunkt im Ausland aufhalte. 
 
Der Punkt konnte daraufhin nicht auf die Tagesordnung der Stadtverord-
netensitzung am 13.06.2019 genommen werden, weil die Stellungnahme 
des Landesamtes nicht vorlag. 
 
Am 01.07.2019 erreichte die Stellungnahme des Landeamtes für Denk-
malpflege die Stadt Diemelstadt und das Planungsbüro. Darin wird mit-
geteilt, dass es vorbereitende Untersuchungen im Plangebiet geben 
muss, um zu fundierten Stellungnahmen im Rahmen von bauordnungs-
rechtlichen oder denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zu 
gelangen. Die Kosten sind von der Stadt Diemelstadt als Plangeber und 
Verursacher zu tragen.  
 
Die Verwaltung hat die Stadt Marsberg kontaktiert und um Informationen 
zu den Kosten gebeten. Die Stadt Marsberg hat entsprechende Erfah-
rungen bei der Bauleitplanung mit Westheim II gemacht. Aufgrund der 
dort gemachten Erfahrung ist hochgerechnet auf die Diemelstädter Situ-
ation von möglichen Kosten in Höhe von rund 265.000 EUR auszugehen. 
 
Der Magistrat empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, entspre-
chend der vorgenannten Summe von ca. 265.000 EUR in 2020 Mittel 
investiv in den Haushaltsplan einzustellen. Es geht lediglich um die Be-
reitstellung der Mittel, damit bei unvorhergesehenen größeren Bodenfun-
den kein Nachtragshaushalt in 2020 erforderlich wird. 
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Abschließend fasst Bürgermeister Elmar Schröder seine Befürchtungen 
zusammen: 
 

- Die Kosten für die Ausgrabungen sind durch die Stadt Diemelstadt 
als Verursacher des Eingriffs zu tragen. Dies bedeutet, dass neue 
Schulden gemacht werden oder ggf. andere Projekte verschoben 
werden müssen.  
 

- Die Stadt Diemelstadt wird wertvolle Zeit im Projektablauf verlie-
ren. Derzeit ist von mindestens einem Jahr Verzögerung auszu-
gehen. 
 

- Die Verhandlungsposition für den Erschließungsvertrag hat sich 
verschlechtert. Ggf. trägt die Stadt Diemelstadt für weitere Ausga-
ben bzw. Bauverzögerungen die volle finanzielle Last und das Ri-
siko.   

 
- Der geplante Baubeginn des Autohofes incl. der Erschließungs-

anlagen durch die SVG wird nicht mehr, wie geplant, im Jahr 2020 
zu realisieren sein. Er verschiebt sich auf unbestimmte Zeit. 

 
- Die SVG als Investor führt das Projekt u. U. nicht fort. Dies bedeu-

tet, dass die Stadt Diemelstadt die Erschließung nicht finanzieren 
kann (5 Mio. EUR). Es würde dann kein hochwertiges Gewerbe-
gebiet auf der Nordseite der A44 entstehen. Weil die Stadt Die-
melstadt derzeit über keine freien Gewerbeflächen mehr verfügt 
und die südliche Fläche nicht ausgewiesen werden kann, müssten 
weiterhin Absagen an Investoren erteilt werden.  

 
- Mittel- bis langfristig würden Gewerbesteuereinnahmen fehlen. 

 
 
Ausschussvorsitzender Rainer Runte teilt mit, dass der Haupt- und Fi-
nanzausschuss der Stadtverordnetenversammlung einstimmig emp-
fiehlt, lt. Beschlussvorschlag zu beschließen.  
 
 
Walter Bracht hat nach der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
den Mandatsträgern die nachstehende Stellungnahme zukommen las-
sen:  
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SPD-Fraktionsvorsitzender Markus Budde führt aus, dass zwei Aspekte 
sehr unglücklich sind, zum einen der Zeitpunkt und zum anderen die Kos-
ten. Gegen einen historischen Fund sträubt sich keiner, jedoch ist der 
Zeitpunkt sehr ungünstig. Das Verfahren ist seit Beginn immer transpa-
rent gewesen. Herr Budde ärgert sich darüber, dass Herr Bracht mit der 
Verwaltung oder mit einem Fraktionsvorsitzenden das Gespräch hätte 
suchen können. Hierfür habe die SPD-Fraktion jetzt kein Verständnis.  
 
Herr Budde bedankt sich für das zur Verfügungstellen der Stellungnahme 
von Walter Bracht nach der Haupt- und Finanzausschusssitzung und teilt 
mit, dass die Meinungen, die in der Haupt- und Finanzausschusssitzung 
geäußert wurden, nicht durch die Darstellung bzw. Präsentation von Bür-
germeister Schröder beeinflusst wurden. Die SPD-Fraktion ist enttäuscht 
und sauer, sogar stinksauer. Immer mal gab es Nörgler zu den Rasthof-
plänen, aber es wurde auch immer wieder die angespannte Verkehrssi-
tuation, das hohe LKW-Aufkommen im Stadtgebiet bemängelt. Ziel war 
es, Abhilfe zu schaffen. Der Zeit- und Geldverlust wird der Stadt Diemel-
stadt sehr weh tun.  
 
FWG-Fraktionsvorsitzender Jürgen Pawelczig teilt mit, dass die Enttäu-
schung für alle groß ist. Jedem ist klar, über welche Zeitschiene gespro-
chen wird. Das Ziel hatten wir vor Augen und nun werden wir ausge-
bremst. Die Vergangenheit sollten wir schätzen, allerdings uns den Blick 
in die Zukunft nicht verbauen. Ein Ziel war es, die LKW-Parksituation zu 
verbessern. Ob ein Autohof für das Gewerbegebiet das Richtige ist, dar-
über lässt sich streiten. Wir nehmen das, was zur Verfügung steht. Die 
FWG-Fraktion ist nicht nur über den Zeitpunkt, sondern auch von dem 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen in Marburg enttäuscht. Wenn die-
ses mindestens zweimal angeschrieben wird und keine Reaktion erfolgt, 
aber nun gehandelt werden soll, da ist die Arbeitsweise in Frage zu stel-
len. Dürfen die das rechtlich und wie sieht es mit Regressansprüchen 
aus? Wahrscheinlich wird die Stadt Diemelstadt auf den Kosten „sitzen-
bleiben“. Wir sollten versuchen, schnellstmöglich einen Termin mit den 
Fachfirmen zu bekommen und ggf. Testausgrabungen vornehmen zu 
lassen. Ggf. erhält die Stadt Diemelstadt eine Entwarnung und es gehen 
nur zwei Monate verloren. Jürgen Pawelczig macht deutlich, dass uns 
durch diese Verzögerungen Entwicklungspotenzial verloren geht. Die 
Kaufkraft und die Wirtschaft müssen erhalten bleiben.  
 
CDU-Fraktionsvorsitzender Rainer Runte berichtet, dass die Verzöge-
rungen sehr ärgerlich sind. Die Bürgerinnen und Bürger haben Ansprü-
che auf Kultur- und Freiräume sowie Denkmalschutz. Auch Bodendenk-
mäler gehören dazu. Er bittet um respektvollem Umgang mit Herrn Wal-
ter Bracht. Abschließend teilt er mit, dass die CDU-Fraktion der Be-
schlussempfehlung folgen wird.  
 
Stadtverordneter Martin Varlemann gibt zum Ausdruck, dass er eine Ri-
sikoanalyse vermisst.  
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Bürgermeister Elmar Schröder entgegnet, dass er nächste Woche einen 
gemeinsamen Termin mit Planer Schmidt und einer Fachfirma habe. 
Ebenfalls werde er nach Marburg zum Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen fahren, um das Gespräch zu suchen. Planer Schmidt vermute, 
dass es dieses Jahr keine Testgrabungen mehr geben werde. Sobald die 
Testgrabungen durchgeführt werden, wird sich entscheiden, wie es wei-
tergehen kann. Leider ist nicht abzuschätzen, wie hoch die Kosten für die 
Ausgrabungen in Summe werden. Die SVG ist über den Sachstand in 
Kenntnis gesetzt.  
 
FWG-Fraktionsvorsitzender Jürgen Pawelczig dankt für den Beitrag und 
fragt an, ob sich die Ausgrabungen verhindern lassen, wenn der Flächen-
nutzungsplan nicht geändert wird.  
 
Bürgermeister Elmar Schröder teilt dazu mit, dass die Ausgrabungen nur 
stattfinden müssen, wenn es ein Eingriff in das Gebiet geben wird. Falls 
das Projekt scheitert und es als landwirtschaftliche Fläche weiter genutzt 
wird, müssen keine weiteren Grabungen stattfinden. 
 
SPD-Fraktionsvorsitzender Markus Budde hebt hervor, dass die Stadt-
verordneten in dieser Sitzung nicht vermeiden können Haushaltsmittel 
für 2020 einzustellen.  
 
Stadtverordneter Christian Gröticke fragt an, ob ein solcher Fall auch 
eine Privatperson treffen könne. Dieser Gedanke sollte bei Baugebieten 
berücksichtigt werden.  
 
Abschließend fasst Bürgermeister Elmar Schröder zusammen, dass der 
Zeitverlust sehr ärgerlich sei. Die Behörden wurden in sämtlichen Ver-
fahrensschritten angefragt. Es habe keine Rückmeldung bzw. Stellung-
nahmen sowie keine Teilnahme am Scoping-Termin gegeben. Die Stadt 
Diemelstadt habe bereits 1 Mio. EUR in das Vorhaben investiert. Zukünf-
tig erforderliche Gelder für das Verfahren fehlen dann an anderer Stelle. 
 
Stadtverordneter Wolfgang Behrens dankt für die Ausführungen und 
lässt die Stadtverordnetenversammlung über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst sodann einstimmig nach-
folgenden Beschluss:  
  
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Diemelstadt nimmt 
den Sachstandsbericht zu den Einwendungen des Herrn Walter 
Bracht, Diemelstadt-Rhoden, und deren Folgen zur 13. Änderung 
des Flächennutzungsplans „Gewerbepark Steinmühle“ zur 
Kenntnis. 
 
Im Haushalt 2020 sind für die Denkmalschutz-Untersuchungen im 
geplanten „Gewerbepark Steinmühle“ 265.000,00 EUR investiv in 
den Haushaltsplan einzustellen. 
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Punkt 7: Aufhebung Sperrvermerk Haushaltsplan 2019 

Investitionszuschuss Förderverein „Walmebad“ 
 
Bürgermeister Elmar Schröder erhält das Wort und berichtet, dass im 
Haushaltsplan 2019 die veranschlagten 35.000 Euro Investitionszu-
schuss Förderverein „Walmebad“ im Produkt 084242 Freibad Rhoden 
bei Investitionsnummer I-4242-001 gem. § 17 Abs. 1 Nr. 8 GemHVO i. V. 
m. Nr. 5 der Hinweise zu § 17 GemHVO bekanntlich gesperrt sind. Über 
die Aufhebung der Sperre entscheidet die Stadtverordnetenversamm-
lung, wenn die weitergehenden Förderbedingungen vom Fördermittelge-
ber abschließend festgelegt sind. 
 
Am 25.06.2019 hat der Vorsitzende des Fördervereins „Walmebad“, Hel-
mut Butterweck, bei ihm vorgesprochen und mitgeteilt, dass das Land 
Hessen seinen Zuschuss erst bewilligen könne, wenn die Stadt die Mittel 
freigibt. 
 
Der Magistrat schlägt der Stadtverordnetenversammlung vor, den ein-
gangs genannten Sperrvermerk aufzuheben, um den weiteren Verfah-
rensablauf zu gewährleisten. Die tatsächliche Auszahlung erfolgt dann 
nach Vorlage des Förderbescheids. 

 
 
Ausschussvorsitzender Rainer Runte teilt mit, dass der Haupt- und Fi-
nanzausschuss mehrheitlich, bei zwei Gegenstimmen empfiehlt, lt. Be-
schlussvorschlag zu beschließen. 
 
FWG-Fraktionsvorsitzender Jürgen Pawelczig ergänzt, dass bereits alles 
gesagt wurde. Wir reden über Anerkennung von über 15 Jahren Verein-
sarbeit, Tausenden Arbeitsstunden, vereinsübergreifende Zusammenar-
beit und Engagement für alle Altersschichten. Alle Fraktionen haben sich 
ein Bild von der Vereinsarbeit gemacht und über den Zuschuss beraten.  
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SPD-Fraktionsvorsitzender Markus Budde berichtet, dass der Beschluss 
höchstwahrscheinlich positiv gefasst wird. Die SPD-Fraktion wird mit 
überwältigender Mehrheit für die Aufhebung des Sperrvermerkes abstim-
men. Es bittet aber auch zu respektieren, wenn man anderer Meinung 
ist.  
 
CDU-Fraktionsvorsitzender Rainer Runte gibt bekannt, dass in der CDU-
Fraktion ein unterschiedliches Meinungsbild vorliege. Er persönlich lehnt 
den Zuschuss für ein zweites Diemelstädter Freibad ab.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 18 Ja-Stimmen,  
4 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen folgenden Beschluss: 
 
Im Haushaltsplan 2019 sind die veranschlagten 35.000 Euro Inves-
titionszuschuss Förderverein „Walmebad“ im Produkt 084242 Frei-
bad Rhoden bei Investitionsnummer I-4242-001 gem. § 17 Abs. 1 Nr. 
8 GemHVO i. V. m. Nr. 5 der Hinweise zu § 17 GemHVO bekanntlich 
gesperrt. Über die Aufhebung der Sperre entscheidet die Stadtver-
ordnetenversammlung, wenn die weitergehenden Förderbedingun-
gen vom Fördermittelgeber abschließend festgelegt sind.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Diemelstadt be-
schließt, den vorgenannten Sperrvermerk aufzuheben. Die tatsäch-
liche Auszahlung erfolgt dann nach Vorlage des Förderbescheids. 
 
 

 
Punkt 8:  Gründung eines gemeinsamen, einheitlichen Atemschutz-

verbundes der Städte und Gemeinden in Waldeck-Fran-
kenberg  

 
Bürgermeister Elmar Schröder berichtet der Stadtverordnetenversamm-
lung, dass am 27.02.2019 der Landkreis Waldeck-Frankenberg mitteilte, 
dass beabsichtigt wird, eine gemeinsame, einheitliche Atemschutzko-
operation abzuschließen. Ein Kompetenzteam von Feuerwehrführungs-
kräften aus den Städten und Gemeinden unter Federführung des Kreis-
brandinspektors hat sich intensiv mit dem Thema auseinandergesetzt 
und Vorgaben für ein einheitliches Atemschutzgerät festgelegt.  

 
Aufgrund neuer technischer Bestimmungen können die derzeit einge-
setzten Atemschutzgeräte nur noch für einen absehbaren kurzen Zeit-
raum eingesetzt werden. Hinzu kommt, dass die Hersteller ab 2020 keine 
Ersatzteile mehr liefern. Aus diesem Grund ist beabsichtigt, eine Atem-
schutzkooperation zum 1. Januar 2020 zu gründen. Hierzu soll eine öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung zur Zusammenarbeit bei der Wahrneh-
mung von feuerwehrtechnischen Aufgaben abgeschlossen werden.  

 
Eine entsprechende Absichtserklärung zur Teilnahme am Atemschutz-
verbund, die für die europaweite Ausschreibung benötigt wird, wurde be-
reits abgegeben. 
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Der weitere Ablauf der Atemschutzkooperation für die beteiligten Städte 
und Gemeinden im Landkreis Waldeck-Frankenberg soll von den Städti-
schen Betrieben Korbach durchgeführt werden. Dies betrifft insbeson-
dere die Ausschreibung, die Organisation, den Aufbau und die Durchfüh-
rung des auf zehn Jahre ausgerichteten Verbundes. Die Beschaffung der 
Geräte soll im Rahmen eines Mietkaufs erfolgen.  

 
Für die Stadt Diemelstadt kann bei dieser Vorgehensweise im Vergleich 
zu einem Neukauf der Geräte mit einer Gesamtersparnis von ca. 25 % 
gerechnet werden. Allein aus wirtschaftlichen Gründen wird der Beitritt 
zu der Atemschutzkooperation befürwortet. Zumal lt. Auskunft des Stadt-
brandinspektors Volker Weymann in den nächsten Jahren umfangreiche 
Neuanschaffungen notwendig wären. 

 
Außerdem ist gewährleistet, dass künftig im gesamten Landkreis alle 
Atemschutzgeräte einheitlich vorhanden sind und aufgrund von zu bil-
denden Reservepools die Feuerwehren im Einsatzfall auf die gleichen 
Geräte zurückgreifen können.  

 
Der Magistrat hat in seiner Sitzung vom 11. Juli 2019 das Thema einge-
hend behandelt und empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung wie 
vorgeschlagen zu beschließen.  
 
Ausschussvorsitzender Rainer Runte gibt bekannt, dass der Haupt- und 
Finanzausschuss sich der Beschlussempfehlung des Magistrats einstim-
mig angeschlossen hat. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst sodann einstimmig folgen-
den Beschluss:  

 
1. Die Stadt Diemelstadt tritt der zum 1. Januar 2020 zu gründenden 

Atemschutzkooperation des Landkreises Waldeck-Frankenberg 
bei.  
 

2. Die Kooperation ist zunächst auf zehn Jahre ausgelegt 
(31.12.2029). 

 
Der Magistrat wird ermächtigt, notwendige öffentlich-rechtliche Ver-
einbarungen abzuschließen. 
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Punkt 9:  Hessisches Plädoyer für ein solidarisches Zusammenle-

ben 
 

Stadtverordnetenvorsteher Wolfgang Behrens verliest das Anschreiben 
vom Hessischen Städte- und Gemeindebund, welches an alle Mitglieds-
kommunen versandt wurde und stellt das nachfolgende Hessische Plä-
doyer für ein solidarisches Zusammenleben zur Abstimmung.  
 

 
 

Die Würde des Menschen zu schützen ist Sinn der Demokratie 
Hessisches Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben 

 
„Wer aber vor der Vergangenheit die Augen verschließt, wird blind für die 
Gegenwart. Wer sich der Unmenschlichkeit nicht erinnern will, der wird 
wieder anfällig für neue Ansteckungsgefahren.“ Richard von Weizsäcker  
 
1. Die Würde des Menschen zu schützen ist Sinn der Demokratie. „Die 

Menschenwürde ist unantastbar“ - dieser Grundsatz ist die erste und 
oberste Norm unseres demokratischen Staates. Er unterliegt einem 
absoluten Schutzgebot. Er ist Leitgedanke allen staatlichen Handelns 
und des gesellschaftlichen Zusammenlebens und ist nach allem, was 
durch Deutsche an Unmenschlichkeit und Hass geschehen ist, nicht 
verhandelbar. Es geht um das Recht auf Leben, auf körperliche Un-
versehrtheit und um Freiheit als Kern der Menschenwürde, aber auch 
um Gleichheit, Respekt und Teilhabe in unserer Gesellschaft. Unsere 
Unterschiede und unsere kulturelle Vielfalt begreifen wir als Chance 
und Reichtum.  

 
2. Gegenwärtig findet eine dramatische politische Verschiebung statt. 

Rassismus und Menschenfeindlichkeit sind in erschreckendem Maße 
gesellschaftsfähig geworden. Was gestern noch undenkbar war und 
als unsagbar galt, wird derzeit Realität. Viele Teile Europas sind von 
einer nationalistischen Stimmung, von Ausgrenzung und Entsolidari-
sierung erfasst. Widerspruch wird gezielt als realitätsfremd diffamiert, 
solidarisches Handeln von einzelnen Regierungen kriminalisiert. Hu-
manität und Menschenrechte, Religionsfreiheit und demokratischer 
Rechtsstaat werden offen angegriffen. Es ist ein Angriff, der uns allen 
gilt.  

 
3. Wir treten für eine offene, demokratische und solidarische Gesell-

schaft ein und wollen den gesellschaftlichen Zusammenhalt auf der 
Grundlage von Menschenwürde, Menschenrechten und sozialer Ge-
rechtigkeit fördern. Wir treten jeder Form von Demokratiefeindlichkeit, 
Hass, Hetze, Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus und Er-
niedrigung entgegen. Wir wollen noch stärker als bisher die Anerken-
nung von Verschiedenheit mit dem Engagement gegen Ungleichheit 
verbinden, in Deutschland, in Europa und weltweit.  
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4. Wir setzen uns ein für ein offenes, demokratisches und solidarisches 

Europa, das der zunehmenden sozialen Ungleichheit stärker als bis-
her entgegenarbeitet. Wir verteidigen das Recht auf Leben und das 
Recht auf Schutz und Asyl. Wir engagieren uns für ein Europa, das 
sich auch seinem kolonialen Erbe stellt und seiner Verantwortung für 
eine solidarische Weltgesellschaft gerecht wird. Gerade in der Zeit 
der Krise gibt es keinen anderen Weg als die Solidarität zwischen den 
Menschen.  

 
5. Wir wollen beitragen zu einem zukunftsfähigen Verständnis unserer 

Demokratie, das sich für bisher ausgeschlossene Menschen öffnet. 
Wir wollen neu verhandeln, was ein gutes demokratisches Miteinan-
der ausmacht – ohne zum Beispiel Menschen mit Flucht- oder Migra-
tionsgeschichte auszuschließen. Wir setzen uns für eine demokrati-
sche und gewaltfreie Streitkultur ein. Und wir schreiten ein, wenn die 
Grenzen eines guten, fairen und demokratischen Miteinanders ver-
letzt werden.  

 
Wir verpflichten uns, einen Diskussionsprozess zur Weiterentwicklung 
unserer Demokratie anzustoßen und mitzutragen. Dabei stehen wir ein 
für Ehrlichkeit – auch gegenüber Fehlern, die im Miteinander einer sich 
schnell verändernden Gesellschaft gemacht werden. Wir sehen dieses 
Hessische Plädoyer als Auftakt eines Prozesses. Wir wünschen uns, 
dass sich eine breite demokratische Mehrheit unseres Landes daran be-
teiligt. 
 
 
 
Ausschussvorsitzender Rainer Runte gibt bekannt, dass der Haupt- und 
Finanzausschuss einstimmig der Stadtverordnetenversammlung emp-
fiehlt, das „Hessische Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben“ zu 
verabschieden. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung verabschiedet einstimmig, das 
„Hessische Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben“. 

 
 
 

Punkt 10:  Verschiedenes 
 

Es ergeben sich keine Wortbeiträge.  
 
Der Stadtverordnetenvorsteher verabschiedet die zahlreichen Zuhörer, 
um zum nichtöffentlichen Teil übergehen zu können. 
 

 
 
Diemelstadt, 05. September 2019 
 
 
Der Stadtverordnetenvorsteher                                       Die Schriftführerin 
gez.                                                                                     gez. 
 
Wolfgang Behrens                                                            Daniela Scholz  


